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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Julia Post, 
Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bayern trägt Verantwortung! – Transparenz und Digitalisierung in der Provenienz-
forschung vorantreiben 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ihre Bemühungen um die Restitution von NS-
verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut und Aufklärung von Herkünften zu verstär-
ken und die folgenden Maßnahmen umzusetzen: 

1. Staatliche Förderungen zur Provenienzforschung sollen nur gewährt werden, wenn 
Ergebnisse und auch die Zwischenstände des jeweiligen Forschungsvorhabens re-
gelmäßig veröffentlicht und an Lost Art gemeldet werden. Die staatlich geförderte 
Forschung muss bestehende Kenntnislücken aufzeigen. Zudem sollen alle in staat-
licher oder staatlich geförderter Provenienzforschung gewonnenen Informationen, 
einschließlich identifizierter Kunstwerke und erzielter Restitutionen, digital und zent-
ral veröffentlicht werden. 

2. Bei der Eintragung in die Lost-Art Datenbank des Bundes ist insbesondere darauf 
zu achten, dass auch die „Dealer Records“ digitalisiert und veröffentlicht werden. 

3. Bayerische Institutionen mit Publikumsverkehr sind aufzufordern, Besucherinnen 
und Besucher in der Ausstellung über die Provenienz der jeweiligen Werke zu in-
formieren.  

4. Öffentliche und private Sammlungen sollten aufgefordert werden, ihre Bestände lü-
ckenlos digitalisiert zu veröffentlichen. 

 

 

Begründung: 

Im März 2024 wurde im Rahmen des kulturpolitischen Spitzengesprächs eine Reihe 
von Maßnahmen beschlossen, um die gemeinsame Verantwortung für die Umsetzung 
der „Washingtoner Prinzipien“, einer klaren internationalen Vereinbarung zur Restitution 
von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut, hinter dem auch Bayern und die 
Bundesrepublik stehen, voranzutreiben. Die Einrichtung einer Schiedsgerichtsbarkeit 
wurde mit Beschluss vom 9. Oktober in die Wege geleitet. Diesen Beschlüssen müssen 
nun Taten folgen. Kultur ist Ländersache. Auch die Staatsregierung ist in der Pflicht, 
wirkungsvolle Maßnahmen in ihrem eigenen Wirkungskreis zur Klärung von Besitzver-
hältnissen und Restitution – späte Gerechtigkeit für die Hinterbliebenen und ihre Fami-
lien – zu ergreifen. 

Um Restitutionsansprüche geltend zu machen, müssen die Nachkommen der Betroffe-
nen im ersten Schritt die derzeitigen Kunst- und Kulturgut Bewahrenden der entzoge-
nen Kulturgüter ausfindig machen. Dabei ist es unerlässlich, dass Details zu fraglichen 
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Kunstwerken öffentlich und online zugänglich sind, auch tiefergehende wissenschaftli-
che Recherchen müssen für eine breite Öffentlichkeit einsehbar sein – vor allem, wenn 
sie von der öffentlichen Hand finanziert werden. Oft wissen internationale Stellen wie 
Lost Art aber nicht mal, dass Forschungen stattfanden, obwohl hier auch in Bayern viele 
Steuermittel verausgabt werden. Es liegt in der Verantwortung der Staatsregierung, die 
Digitalisierung der eigenen Sammlungsbestände inklusive vertiefter Daten wie der 
„Dealer Records“ und vor allem die umfassende Veröffentlichung in der Lost Art-Daten-
bank zu ermöglichen und alle vorhandenen Informationen zu fragwürdigen Objekten zu 
veröffentlichen. 

Die Restitution von Kunstwerken, die ihren eigentlichen Besitzerinnen und Besitzern 
aufgrund der Verfolgung durch die Nationalsozialisten entzogen wurden, ist ein essen-
zieller Beitrag zur Aufarbeitung der NS-Vergangenheit der Bundesrepublik Deutsch-
land. Heutzutage sehen wir eine zunehmende Normalisierung von Antisemitismus und 
antisemitischen Erzählungen, auch nehmen Anfeindungen und Bedrohungen von Jü-
dinnen und Juden in Deutschland und auch in Bayern zu. Um dieser gefährlichen Ent-
wicklung glaubwürdig und effektiv entgegenzutreten, ist es unerlässlich, historische Un-
rechtmäßigkeiten konsequent anzuerkennen, aufzuarbeiten und diesen Diskurs auch in 
die Gesellschaft zu tragen. Unrecht kann nicht ungeschehen gemacht werden, aber die 
Staatsregierung kann mit konsequentem Handeln dazu beitragen, Unrecht in Zukunft 
zu verhindern. 

 

 


